
 

DS-GVO STADT MAYEN 

 

 

 

Information 

gemäß Art. 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung 

für den Bereich der Durchführung des Unterhaltsvorschussgesetzes der 

 Stadtverwaltung Mayen 
 

 

Die Stadtverwaltung Mayen (Fachbereich 2 – Jugendamt) verarbeitet personenbezogene Da-

ten im Zusammenhang mit den für Ihr Kind beantragten Leistungen nach dem Unterhaltsvor-

schussgesetze (UhVorschG). Mit den nachfolgenden Informationen werden die Betroffenen 

über den Verantwortlichen, die Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung, die Katego-

rien von Empfängern personenbezogener Daten, die Dauer der Speicherung sowie die Be-

troffenen-, Widerrufs- und Beschwerderechte unterrichtet. 

 

Ihre Ansprechpartner in datenschutzrechtlichen Angelegenheiten sind: 

Behördenleitung Stadt Mayen: 

Fachbereich 2 - Jugendamt 

Rathaus Rosengasse 2 

56727 Mayen 

Telefon +49 (0) 2651 88 4444 

Fax + 49 (0) 2651 88 51113 

E-Mail obvz@mayen.de  

 

Datenschutzbeauftragter Stadt Mayen: 

Stadtverwaltung Mayen 

Fachbereich 1 - Datenschutz 

Rathaus Rosengasse 2 

56727 Mayen 

Telefon +49 (0) 2651 88 2301 / 3301 

Fax + 49 (0) 2651 88 51111 

E-Mail datenschutz@mayen.de 

 

Zwecke und Rechtsgrundlage der Verarbeitung personenbezogener Daten 

Ihre personenbezogenen Daten werden zur Bearbeitung des Antrags auf Leistungen nach 

dem Unterhaltsvorschussgesetz (UhVorschG) erhoben und verarbeitet. Dies beinhaltet auch 

die Verarbeitung von personenbezogenen Daten bei der Durchsetzung des auf das Land über-

 

 



 

 

 

 

gegangenen Unterhaltsanspruchs gegen den Elternteil, bei dem das Kind nicht lebt (barunter-

haltspflichtiger Elternteil), sowie bei der Durchführung von Erstattungsansprüchen anderer So-

zialleistungsträger oder anderer Stellen und ggf. zu Prüfzwecken durch den Bundesrech-

nungshof und den Landesrechnungshof Rheinland-Pfalz, sowie der Bekämpfung von Leis-

tungsmissbrauch. Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Artikel 6 Absatz 1 lit. c), Absatz 3 der 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) i.V.m. § 68 Nr. 14 Erstes Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB I) und den §§ 67 ff. Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X), sowie §§ 1, 2, 4 – 7 

UhVorschG. 

 

Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 

Empfänger personenbezogener Daten sind soweit erforderlich: 

- Andere Sozialleistungsträger, soweit dies für die gesetzliche Aufgabenerfüllung (§ 69 Ab-

satz 1 SGB X) der betroffenen Leistungsträger erforderlich ist (z. B. Deutsche Rentenver-

sicherung, Krankenversicherung, Jobcenter, Bundesagentur für Arbeit) 

- Finanzämter 

- Gerichte 

- Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

- Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

- Bundesministerium des Innern 

- Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz 

- Bundeszentralamt für Steuern 

- Bundesamt für Finanzen 

- Bundesrechnungshof 

- Landesrechnungshof 

- Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

- Landesministerium für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz 

- Landesjugendamt 

- Insolvenzverwalter 

- Deutsches Institut für Jugendhilfe und Familienrecht e. V. (DIJuF) 

- Ausländerbehörde 

- IT-Dienstleister 

- Forschungsinstitute Bzgl. barunterhaltspflichtigem Elternteil 

- Arbeitgeber/Ausbildungsbetrieb 

- Versicherungsunternehmen  

 

 

 



 

 

 

 

Folgende Datenkategorien werden verarbeitet:  

- Stammdaten inkl. Kontaktdaten  

(Aktenzeichen, Name und Vorname des berechtigten Kindes und beider Elternteile, Ge-

schlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, Telefonnummer (optional), E-Mail-Adresse 

(optional), Familienstand, Kindschaftsverhältnis, Staatsangehörigkeit, Aufenthalts-status, 

Renten-/Sozialversicherungsnummer, Bankverbindung  

 

- Daten zur Leistungsgewährung und zum Rückgriff 

(Einkommensnachweise, Vermögensnachweise, Leistungszeitraum, -höhe, -art, Angaben 

zur Unterbringung und zu Betreuungszeiten des Kindes, Daten zu Unterhaltsansprü-

chen/Regressansprüchen, Daten zu Krankenversicherung, Rentenversicherung, Pflege-

versicherung, Daten zur Dauer und Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 

 

Dauer der Speicherung (Art. 13 Abs. 2 lit. a DS-GVO) 

Ihre Daten werden grundsätzlich nicht länger gespeichert, als sie für die jeweiligen Verarbei-

tungszwecke benötigt werden. Eine darüber hinausgehende Speicherung erfolgt ausschließ-

lich zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungsfristen. Diese können sich zum Beispiel aus der 

Bundes- oder Landeshaushaltsordnung, der Abgabenordnung oder dem Handelsgesetzbuch 

ergeben und bis zu zehn Jahre nach Beendigung des Verfahrens betragen.   

 

Ihre Rechte nach der Datenschutz-Grundverordnung sind: 

Sie haben nach der Datenschutz-Grundverordnung verschiedene Rechte. Einzelhei-

ten ergeben sich insbesondere aus Artikel 15 bis 18 und 21 der Datenschutz-Grund-

verordnung. 

 

• Recht auf Auskunft  

Sie können Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten verlangen. 

In Ihrem Auskunftsantrag sollten Sie Ihr Anliegen präzisieren, um uns das Zusammenstellen 

der erforderlichen Daten zu erleichtern (Art. 15 (1) DS-GVO).  

 

• Recht auf Berichtigung  

Sollten die Sie betreffenden Angaben nicht (mehr) zutreffend sein, können Sie eine Berichti-

gung verlangen. Sollten Ihre Daten unvollständig sein, können Sie eine Vervollständigung ver-

langen (Art. 16 (1) DS-GVO).  

 

• Recht auf Löschung  

Sie können die Löschung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen. Ihr Anspruch auf Lö-

schung hängt u. a. davon ab, ob die Sie betreffenden Daten von uns zur Erfüllung unserer 

gesetzlichen Aufgaben noch benötigt werden (Art. 17 (1) DS-GVO) 

 

• Recht auf Einschränkung der Verarbeitung  

Sie haben das Recht, eine Einschränkung der Verarbeitung der Sie betreffenden Daten zu 

verlangen. Die Einschränkung steht einer Verarbeitung nicht entgegen, soweit an der Verar-

beitung ein wichtiges öffentliches Interesse besteht (Art. 18 (1) DS-GVO) 



 

 

 

 

• Recht auf Widerspruch  

Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit 

der Verarbeitung der Sie betreffenden Daten zu widersprechen. Allerdings können wir dem 

nicht nachkommen, wenn an der Verarbeitung ein überwiegendes öffentliches Interesse be-

steht oder eine Rechtsvorschrift uns zur Verarbeitung verpflichtet (Art. 21 (1) DS-GVO).  

 

• Recht auf Beschwerde  

Wenn Sie der Auffassung sind, dass wir Ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang 

nachgekommen sind, können Sie bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde Be-

schwerde einlegen (Art. 77 (1) DS-GVO).  

 

Die Kontaktdaten sind: 

 

Aufsichtsbehörde für den Bereich der sonstigen Abgaben: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 

Hintere Bleiche 34 

55116 Mainz 

Tel. + 49 (0) 6131 208-2449 

Webseite: www.datenschutz.rlp.de 

 

 

 


